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daß deſſen Wirkſamkeit für die allgemeinen Intereſſen des

deutſchen Handels weit fruchtbarer geweſen als die ſeines

ſchwäbiſchen Landsmannes Li ſt .

Zehntes Kapitel .

Fortſetzung . — Preußens urſprüngliche Stellung zur

deutſchen Handelscinigung . Veränderung ſeiner Politik .

— Der preußiſch -heſſiſche , der mitteldeutſche und Eim -

becker Verein .

Preußen ſelbſt war bis dahin allen Beſtre⸗

bungen für die gemeinſamen deutſchen Handels⸗

intereſſen durchaus fremd geblieben . Es hatte

auf die Verhandlungen zu Darmſtadt und Stuttgart in keiner

Weiſe einzuwirken geſucht , und hatte ſich überhaupt der ganzen

deutſchen Handelsbewegung gegenüber , die man in Berlin für

chimäriſch zu halten geneigt war , rein paſſiv verhalten . „ Alles “ ,

ſchreibt Nebenius , „ was ſpäter , nach dem Zuſtandekommen
des Zollvereins , von frühern Abſichten und Einlei⸗

tungen des preußiſchen Cabinets in Bezug auf
eine deutſche Handelseinigung behauptet wurde ,

iſt reine Erdichtung . “

Dieſe auffallende Haltung oder vielmehr politiſche Kurz⸗

ſichtigkeit des Berliner Kabinets in einer die Stellung und

die Intereſſen Preußens ſo nahe berührenden Sache findet in

Folgendem ihre Erklärung . Preußen hatte in Folge der
oben berührten Petition der Rheinlande im Jahr 1818 alle

Binnenzölle aufgehoben , und hatte durch Einführung eines

einheitlichen Grenzzollſyſtems einen leidlichen Zuſtand für den

Handel und die Induſtrie ſeiner Unterthanen geſchaffen . Es

hatte damit übrigens nur das gethan , was andere Bundes⸗
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ſtaaten , namentlich Bayern , Würtemberg und Baden , ſchon

längere Zeit vorher ausgeführt hatten . Allerdings war der

Zuſtand der Induſtrie und des Handels in Preußen bei der

Milde und innern Zweckmäßigkeit des neuen Tarifs und bei

dem größern Marktgebiet des norddeutſchen Großſtaates beſſer

daran , als in andern Bundesſtaaten , und ließ das Bedürfniß

einer Vereinigung mit dieſen geraume Zeit weniger empfinden .

Aber wie wenig man in Berlin , wie man ſpäter gerne deſſen

ſich rühmen wollte , bei Aufſtellung des Tarifſyſtems von 1818

an ein planvolles Vorgehen dachte , Preußen an die Spitze einer

deutſchen Handelsverbindung zu ſtellen , zeigt ſprechend genug

der eine Umſtand , daß das Berliner Kabinet die wiederholten

Anträge der Darmſtädter Regierung auf eine Zolleinigung

lange Zeit abweiſen zu müſſen glaubte , weil die leitenden

preußiſchen Staatsmänner die Schwierigkeiten , welche die Ver⸗

ſchiedenheit der Intereſſen und Steuerſyſteme einer ſolchen

Vereinigung nach ihrer Meinung entgegenſtelle , für unüber⸗

windlich hielten . Erſt als Heſſen ſich verſtand , den preußiſchen

Tarif und die preußiſchen Einrichtungen in allen ihren Theilen

unverändert anzunehmen , ſogar ſein indirectes Steuerſyſtem

dem preußiſchen zu aſſimiliren verſprach , ließ ſich das Berliner

Kabinet gleichſam zu einem Verſuche herbei , und ſchloß mit

Heſſen - Darmſtadt die Zoll⸗ und Handelseinigung durch Ver⸗

trag vom 15 . Februar 1828 .

Der heſſiſche Vertrag ſollte übrigens der Vorgang zu

Größerem werden , und bezeichnet überhaupt den endlichen Wende⸗

punkt derEpreußiſchen Politik zu einer nationalen Auffaſſung
der deutſchen Handelsfrage . Man lernte jetzt bald im Kleinen

die Vortheile ſchätzen , die ein erweitertes Marktgebiet überall

der Induſtrie bietet , und hielt die Schwierigkeiten einer fort⸗

ſchreitenden deutſchen Zolleinigung nicht mehr , wie früher , für

unbeſiegbar . Von dem Augenblicke an , wo die Erfahrung

dieſer beſſern Ueberzeugung die Oberhand verſchafft hatte , hat

auch das preußiſche Kabinet mit weiſer Umſicht und Wärme



ſeinen natürlichen Beruf verfolgt , ſich an die Spitze einer

großen deutſchen Zoll - und Handelseinigung zu ſtellen . In

dieſer Richtung war Preußen noch beſtärkt worden , als die

wachſende Strenge der ruſſiſchen Mautheinrichtung um dieſelbe

Zeit ſeine Induſtrie und ſeinen Handel mit empfindlichen

Verluſten bedrohte , ein Umſtand , der das Bedürfniß nahe

legte , aus der bisherigen Iſolirung herauszutreten , und einen

Erſatz durch Verbindungen mit dem übrigen Deutſchland zu

gewinnen , zumal mit dem Süden , deſſen Induſtrie im Allge⸗
meinen weniger vorangeſchritten war .

Indeſſen verſuchte der alte böſe Geiſt , der den ſonnen⸗

klaren Geſammtintereſſen des deutſchen Volkes ſo oft feindlich

entgegentritt und der Ehre und Machtentwicklung Deutſchlands

ſchon ſo viele Wunden geſchlagen hat , nochmals ſeine Waffen

gegen das jetzt von Preußen vertretene nationale Princip

einer commerciellen Einigung Deutſchlands . Kaum hatte der

Abſchluß des preußiſch⸗-heſſiſchen Vereins auf dieſes Ziel hin⸗

gedeutet , als das alte Mißtrauen und ein mehr blinder als

erleuchteter Eifer für Wahrung von Souveränitätsrecht zwei
Verbindungen in offenbarer Oppoſition gegen die weitere Ent⸗

wicklung einer deutſcher Zoll - und Handelsgemeinſchaft her⸗
vorriefen . Der ſogenannte mitteldeutſche Verein vom

24 . September 1828 , der um das Königreich Sachſen die thü⸗

ringiſchen Staaten , Naſſau , Homburg , die reußiſchen Länder

u. a. gruppirte , und der dieſen etwas ſpäter ſich abzweigende Eim⸗

becker Verein , den Hannover mit Kurheſſen , Oldenburg
und Braunſchweig am 27 . März 1830 abſchloß , bildeten in

der That keine Zollvereine , da weder der eine noch der andere

ein gemeinſames Mauthſyſtem annahm ; die verbündeten Staaten

verpflichteten ſich nur , außer Gewährung wechſelſeitiger Ver⸗

kehrserleichterung in keinen auswärtigen Zoll - und Mauthver⸗
band zu treten , d. i. in ihrer bisherigen Iſolirung zu verharren
und der Theilnahme an einem großen deutſchen Zollverein
ſich zu enthalten . . . So loſe Vereinbarungen , mit offen aus⸗
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geſprochenen unpatriotiſchen Tendenzen , konnten indeſſen nicht
lange beſtehen ; ſie mußten wenn nicht der beſſern Einſicht ,
ſo doch der wachſenden Noth und dem drängenden Bedürfniß
eine nach der andern weichen . Alles hing davon ab , ob und

welche Stellung Süddeutſchland zu dem preußiſchcheſſiſchen
Verein einzunehmen ſich willens zeigte .

Dies war die Lage der Dinge , als der würtembergiſche
Unterhändler v. Cotta in Berlin erſchien , um Preußen zu
einer Verſtändigung über die Handelsfrage die Hand zu bieten .

Sie wurde jetzt , nachdem die preußiſchen Staatsmänner mit

der Idee eines großen deutſchen Zollvereins ſich befreundet
hatten , gerne und in richtiger Würdigung der weitgreifenden
Vortheile , die ſie bot , angenommen . Nach einer vorläufigen
Verabredung über wechſelſeitige Verkehrserleichterung zwiſchen
dem preußiſch - heſſiſchen und ſüddeutſchen Zollverein kam der

Vereinigungsvertrag zwiſchen beiden am 22 . März 1833 zum

Abſchluß .

„Hiermit “ , ſchreibt Nebenius , „ war der Sieg der deut⸗

ſchen Nationalität über das Syſtem der Abſonderung im Ge⸗

biete des Verkehrs entſchieden , die commercielle Ein⸗

heit in der ganzen Aus dehnung , in der ſie nach
allen Umſtänden zur Zeit möglich und zur Be⸗

friedigung der Geſammtintereſſen der Bundes⸗

länder zureichend erſchien ; denn der Zutritt aller

übrigen dazwiſchen liegenden Staaten konnte nicht fehlen . In
ihrer Vereinigung bildeten ſie dann einen wohlarron⸗
dirten großen Markt und eine Handelsmacht vom

erſten Range . “
Noch blieb übrigens eine Schwierigkeit übrig , an der

das Werk der Einigung ſcheitern konnte . Es war dies die

in den Verträgen vorbehaltene Zuſtimmung der landſtändiſchen
Kammern in Baiern und Würtemberg , und der als noth⸗

wendig erachtete Zutritt Badens , ohne welchen das Vereins⸗

gebiet nach einer Seite jeder ſichern und bequemen Abgrenzung
7
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ermangelte . In Baiern fand die Sache keinen Anſtand ; deſto

mehr aber in den beiden ſchwäbiſchen Schweſterſta aten Wür⸗

temberg und Baden .

Denn es iſt nicht immer die dynaſtiſche Politik deutſcher

Regierungen allein , es ſind auch leider nicht ſelten die idioſyn⸗

kratiſch gewordenen Eiferſüchteleien und Vorurtheile der deutſchen

Volksſtämme , welche das Werk jeder Einigung in Deutſchland

erſchweren . Denn der vorgeſchrittene Liberalismus des ſchwä⸗

biſchen Stammes , wie er in der Oppoſition der beiden Kam⸗

mern zu Stuttgart und Karlsruhe ſeinen Ausdruck fand , blickte

mit tiefem Mißtrauen auf das abſolutiſtiſche preußiſche Re⸗

giment und auf Alles , was von dieſem ausging . Daher die

wunderliche Ironie des Geſchickes , daß die liberale Partei in

Süddeutſchland , deren Programm die nationale Einheit oben

an ſchrieb , jetzt , da dieſer wenigſtens auf dem Gebiete der

materiellen Intereſſen , wo das Bedürfniß der Einigung am

lauteſten und allgemeinſten gefühlt wurde , entſprochen werden

ſollte , am meiſten geneigt war , dagegen Oppoſition zu erheben .

Zu dieſer Abneigung aus politiſchen Gründen kam in

Würtemberg noch die Verſtimmung hinzu , welche man dort

über die mit mancherlei Chikanen und Nachtheilen verbundene

ſtrenge Abſperrung an der weitgedehnten Grenze von den

Ufern des Bodenſee ' s bis zum Main hin ziemlich allgemein

empfand . Es war im großen Publikum die vorherrſchende
Anſicht verbreitet , daß ein Verein , in welchem das Königreich
die Zollgrenze bilde , ſo lange Baden nicht beitrete ,

dem würtembergiſchen Intereſſe nicht entſpreche , und man ſich

hüten müſſe , durch Annahme des angebotenen Vereinigungs⸗

vertrags mit Preußen den nachtheiligen Zuſtand an der Grenze

zu verlängern und vielleicht für immer zu befeſtigen .

Dieſe Anſicht , welche als die öffentliche Meinung des

würtembergiſchen Volkes gelten konnte , kam der zahlreichen

Oppoſition in der würtembergiſchen Kammer gar ſehrzuHilfe ,

und hätte ihr vorausſichtlich um ſo ſicherer den Sieg verſchafft ,
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als um dieſelbe Zeit auch in Baden immer mehr Stimmen

gegen jede Vereinigung mit Preußen und für das Verharren
in der bisherigen Iſolirung , bei der ſich das Land wohlbefinde ,
laut wurden . Zu dieſen Opponenten gehörten mehrere der

geachtetſten und einflußreichſten Stimmführer der liberalen

Partei , wie Rotteck , Sander u. a , auch der Freiherr
v. Weſſenberg , dieſer als Theoretiker aus Hinneigung

zu den Grundſätzen einer unbedingten Handelsfreiheit .

Durch den Einfluß ſolcher Männer war die Zahl der

Gegner des preußiſchen Vereins in Würtemberg und Baden

täglich im Zunehmen begriffen . Eine Anzahl Abgeordneter
beider Länder hielt im Anfang des Jahres 1833 eine Zu⸗

ſammenkunft zu Pforzheim , um über die Handelsfrage ſich zu

beſprechen , und über einen gemeinſchaftlichen Feldzugsplan

gegen den Anſchluß an Preußen ſich zu verſtändigen . In

Folge deſſen wurde in der würtembergiſchen Kammer im Fe⸗

bruar 1833 von der Oppoſition der Antrag eingebracht , die

früher der Regierung ertheilte Vollmacht , einen Vereinigungs⸗

vertrag mit Preußen abzuſchließen , zurückzunehmen . Der Sieg
der Oppoſition ſchien kaum mehr zweifelhaft . Der entſchei⸗
dende Augenblick zum Handeln durch offene Erklärung Badens

für die Sache der Vereinigung war gekommen .

Eilftes Kapitel .

Fortſetzung . Abſchluß des deutſchen Zollvereins .

Sieg der badiſchen Handelspolitik .

Bei der angegebenen Sachlage ſchien es Nebenius

dringend Noth zu thun , das Publikum über die Grundloſigkeit
der Beſorgniß der Einen und der Hoffnung der Andern auf⸗

zuklären , daß nämlich Baden , wenn der große Verein nicht zu
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